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Jahresbericht Schuldnerberatung 2014 

 

Die Schuldnerberatung des Paritätischen Nienburg ist mittlerweile im 30. Jahr tätig. Schon seit 
Jahren hat sie sich als eigenständiges und spezialisiertes Angebot der sozialen Arbeit im Landkreis 
etabliert und ist eine von ungefähr 1.000 anerkannten Beratungsstellen bundesweit. Die Einzel-
fallberatung gehört ebenso wie das Referieren auf Präventionsveranstaltungen, die Herausgabe 
von fachlichen Informationen und regelmäßige Presse- und Öffentlichkeitsarbeit zu den Aufgaben 
dieser spezialisierten Beratungsstelle. Mit Einführung der Insolvenzordnung 1999 ist der Paritäti-
sche Nienburg auch als geeignete Stelle zur Insolvenzberatung vom Land Niedersachsen aner-
kannt worden. Seit Mitte 2010 darf die Beratungsstelle auch Bescheinigungen für erhöhte pfän-
dungsgeschützte Beträge beim sogenannten P-Konto ausstellen. 
 
Das Niveau der Überschuldung ist seit vielen Jahren gleichbleibend hoch: Es wird von ungefähr 
drei Millionen überschuldeter Haushalte im Land ausgegangen, was gut acht Prozent aller Haus-
halte entspricht. Dies ist eine konservative Schätzung. Die Anzahl der Verbraucherinsolvenzver-
fahren vor Ort im Bereich des Insolvenzgerichtes Syke, zu dem der Landkreis Nienburg gehört, 
ist entgegen dem Bundestrend im Jahr 2014 deutlich gestiegen und damit auf dem höchsten 
Stand seit Einführung der Insolvenzordnung. Arbeitslosigkeit, Beziehungstrennungen, Erkrankun-
gen, gescheiterte berufliche Selbstständigkeit, Einkommensarmut und unwirtschaftliche Haus-
haltsführung sind die Hauptüberschuldungsursachen. Da gerade bei den Langzeitarbeitslosen und 
Erwerbsunfähigen, die Grundsicherungsleistungen beziehen, jede ausserplanmäßige Ausgabe zu 
einer finanziellen Krise führen kann, bleibt dieser Personenkreis nach wie vor besonders ver-
wundbar.  Dies zeigt sich besonders bei den steigenden Miet- und Energiepreisen, die viele ein-
kommensschwache Menschen vor existentielle Probleme stellen. Hier sind Arbeitslose ebenso 
wie Geringverdiener betroffen, die trotz Arbeitsplatz an der Armutsgrenze leben und aufsto-
ckende Sozialleistungen beziehen müssen. Um für diesen Personenkreis Unterstützung einzu-
werben, arbeitet die Schuldnerberatung im Nienburger ‚Arbeitskreis gegen Energiesperren’ mit. 
 
Im vergangenen Jahr ist die lange geplante Reform der Insolvenzordnung in Kraft getreten, mit 
der unter anderem eine Verkürzung der Verfahrensdauer auf drei Jahre beschlossen wurde – 
allerdings nur, wenn man in diesem Zeitraum sowohl die Verfahrenskosten als auch 35 % der 
Schulden tilgen kann. Dies hatte erwartungsgemäß für die Beratungsstelle keinerlei Auswirkun-
gen, da ein Klientel, das dazu in der Lage ist, sich eher außergerichtlich vergleichen oder um an-
waltliche Hilfe bemühen würde. Von Relevanz ist eher die Verkürzung auf sechs auf fünf Jahre, 
wenn nur die Verfahrenskosten bezahlt werden können. Dies ist für einen größeren Teil der 
Ratsuchenden von Interesse und wird sehr positiv aufgenommen. Die jetzt auch mögliche Ver-
tretung der Personen im gerichtlichen Verfahren wird von uns nicht angeboten, da eine Einzelbe-
ratungsstelle ohne Vertretungsmöglichkeit wegen des Gebotes der strikten Fristenwahrung bei 
Gericht dies nicht seriös durchführen kann. 
 
Im Jahr 2014 wurden insgesamt 126 Personen beraten. Dies bedeutet einen leichten Rückgang 
gegenüber dem Vorjahr. Wie auch in der Vergangenheit wurden Einmal- und telefonische Bera-
tungen nicht statistisch erfasst, die Zahl beträgt jedes Jahr einige Hundert.  Die Zahlen stehen 
allerdings unter Vorbehalt, sind teilweise wenig aussagekräftig und lassen sich nicht ohne weite-
res mit den Zahlen der Vorjahre vergleichen. Hintergrund ist eine komplette Umstellung der 
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Datenerfassung, da seit Anfang 2014 die Beratungsstelle an der bundesweiten Statistik 
für Verbraucherüberschuldung teilnimmt und die entsprechenden Daten mit einer dafür vorge-
sehenen Software erfasst werden müssen. Dieser Übergang bedingte, dass in einer kurzen Über-
gangsphase nicht alle Daten vollständig erfasst werden konnten. Eine vollständige zusätzliche Er-
hebung wie in den Vorjahren ist nicht leistbar, nur einige sehr wenige Daten (Beratungszugang, 
Aufteilung auf die Landkreisgemeinden etc.) werden extra erfasst. Viele statistische Daten und 
Grafiken haben daher einen völlig anderen Charakter als in den Vorjahren, dies wird sich in den 
nächsten Jahren fortsetzen. Die Teilnahme an der Statistik ist Voraussetzung für die weitere 
Förderung der Beratungsstelle durch das Land Niedersachsen. 
 
Das Mitte 2010 eingeführte Pfändungsschutzkonto (sog. P-Konto) wird nach wie vor stark nach-
gefragt, da es bei regulären Konten überhaupt keinen Pfändungsschutz mehr gibt. Hier zeigt sich 
aber deutlich, dass der Bedarf von ‚Altfällen’ offenbar abgearbeitet ist und nur noch aktuelle Fälle 
nachfragen. Von der Beratungsstelle wurden insgesamt 102 Bescheinigungen über erhöhte pfän-
dungsgeschützte Beträge ausgestellt. Auf diese Zahl wird sich, nach deutlich höheren Zahlen in 
der ersten Zeit nach Einführung, die Nachfrage in den nächsten Jahren voraussichtlich einpen-
deln. Der Aufwand hierfür kann und muss im Rahmen der Beratungstätigkeit geleistet werden. 
Die Ausstellung der Bescheinigung ist wie die vollständige Beratung für die Ratsuchenden selbst-
verständlich kostenlos. 
 
Dank sagen möchten wir auch in diesem Jahr allen, die mit der Beratungsstelle kooperativ und 
vertrauensvoll zusammengearbeitet und diese auch finanziert haben. Hier ist wieder an erster 
Stelle der Landkreis Nienburg/Weser zu nennen, der wie auch in den Vorjahren der größte 
Geldgeber der Schuldnerberatung war und dessen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter traditionell 
gut mit dieser zusammenarbeiten. Dies gilt besonders für die Kolleginnen und Kollegen des Sozi-
alamtes und des Jobcenters, mit denen sich die Zusammenarbeit sehr gut gestaltet. 
 
Auch dem Land Niedersachsen, der Sparkasse Nienburg und den Volksbanken des Landkreises 
Nienburg gilt unser Dank für die  finanzielle Unterstützung. Gerade mit den genannten Geldinsti-
tuten gibt es mittlerweile eine lange Tradition der vertrauensvollen Kooperation, die weit über 
die finanzielle Unterstützung hinausreicht. 
 
Nachfolgend fügen wir wie immer statistische Auswertungen und einen Pressespiegel hinzu, die 
die Arbeit der Beratungsstelle dokumentieren. Dieser Bericht kann auch unter 
www.nienburg.paritaetischer.de eingesehen und heruntergeladen werden. Alle Jahresberichte 
seit Gründung der Beratungsstelle sind dort zu finden. 
 
Nienburg, im Januar 2015 
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Erläuterung: 
Der Landkreis Nienburg ist, wie schon seit vielen Jahren, der mit Abstand größte Einzelfinanzier der 
Schuldnerberatung. Der Zuschuss durch die Koppelfinanzierung des Landes Niedersachsen und des Nie-
dersächsischen Sparkassenverbandes liegt ungefähr in der Höhe des Vorjahres und ist vorläufig bis Ende 
2018 gesichert. 
Bei der gemeinsamen Betrachtung von Schuldner- und Insolvenzberatung ändert sich das Bild, da die In-
solvenzberatung fast ausschließlich vom Land Niedersachsen und Eigenmitteln des Paritätischen getragen 
wird. Aber auch so bleibt der Landkreis Nienburg in der Finanzierung mit großem Abstand führend. 
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Erläuterung: 
Generell kann man sagen, dass die Anzahl der Ratsuchenden, die einen längeren Beratungszeitraum 
als ein Jahr benötigen, bei ungefähr einem Drittel liegt. Einige dieser Personen werden über mehrere 
Jahre betreut, wobei die eigentliche Beratung über die reine Schuldnerberatung hinausgeht und auch 
lebenspraktische Beratung umfasst, häufig in Zusammenarbeit mit anderen Diensten oder Beratungs-
stellen. Diese Arbeit ist mit hohem Aufwand verbunden, bildet aber auch durch den längeren Zeit-
raum Vertrauen. 
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Anzahl Beratungsgespräche pro Fall
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Erläuterung: 
Eigentlich schon immer zeigte sich, dass der weitaus grössere Teil der Beratungen sechs oder mehr 
Gespräche erfordert. Es bleibt die Feststellung, dass in der überwältigenden Mehrheit der Fälle länge-
re und ausführlichere Beratungen benötigt werden, um die Situation der Ratsuchenden zu stabilisie-
ren und zu verbessern. Häufig ist dies nicht mit einer Kurzzeitberatung zu leisten. 
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Einzugsbereich Landkreis Nienburg
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Erläuterung: 
Die langfristige Tendenz, dass sich die Ratsuchenden mit Wohnsitz in der Stadt Nienburg oder den 
Gemeinden des Landkreises Nienburg ungefähr zur Hälfte aufteilen, trifft auch diesmal ungefähr zu. 
Die Inanspruchnahme der Beratungsstelle durch Ratsuchende aus den Mitgliedsgemeinden des 
Landkreises ist Jahr für Jahr sehr unterschiedlich, ein Trend lässt sich nicht herauslesen. Personen, die 
ihren Wohnsitz nicht im Landkreis Nienburg haben, werden in der Regel nicht beraten und an 
Schuldnerberatungsstellen an ihrem Wohnsitz verwiesen. Die einzige Ausnahme ist Kunde eines 
Geldinstitutes im Landkreis Nienburg. 
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Erläuterung: 
Fast genau die Hälfte der Ratsuchenden findet über Hinweise von Bekannten oder Verwandten sowie 
durch die öffentliche Präsenz in Presse, Öffentlichkeit und Internet den Weg in die Beratungsstelle. 
Aber auch Beratungsdienste, öffentliche Stellen, Arbeitgeber, Geldinstitute und Rechtsanwälte 
verweisen in entsprechenden Fällen auf diese spezialisierte Beratungsstelle. 
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Pfändungsschutzkonto (P-Konto)
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Erläuterung: 

Das Pfändungsschutzkonto (kurz P-Konto genannt) wurde Mitte 2010 gesetzlich verankert und ermöglicht 

dem Kontoinhaber, über einen pfändungsgeschützen Grundfreibetrag von zur Zeit € 1.045,04 pro Monat zu 

verfügen. Erhöhte pfändungsgeschütze Beträge für unterhaltsberechtigte Personen (zum Beispiel Ehepart-

nerIn, Kinder) oder Kindergeld müssen von einer hierfür anerkannten Stelle (Schuldnerberatung, Sozial-

leistungsträger, Arbeitgeber) bescheinigt werden. Hierzu ist die Vorlage von aussagekräftigen Unterlagen 

notwendig. Die Bescheinigung wird von der Beratungsstelle nur dann ausgestellt, wenn diese vollständig 

vorliegen. 

Pfändungsschutz, auch für Sozialleistungen, gibt es seit 2012 nur noch auf P-Konten. Dies führte anfäng-

lich zu einer enormen Nachfrage hinsichtlich der Beratung und des Ausstellens von P-Konto-

Bescheinigungen. Im Jahr 2014 hat sich die Zahl der ausgestellten Bescheinigungen wie schon im Vorjahr 

auf ungefähr 100 eingependelt. Diese Zahl ist auch zukünftig pro Jahr zu erwarten. Die ‚Altfälle’ scheinen 

mittlerweile größtenteils den Bedarf an P-Konten und entsprechenden Bescheinigungen gedeckt zu haben. 

Zusätzlich kommen allerdings immer noch die zahlreichen Beratungen hinzu, bei denen keine Bescheini-

gung ausgestellt werden braucht, da der Sockelbetrag ausreicht. 

Insgesamt gesehen ist die Einrichtung des P-Kontos eine Erfolgsgeschichte. Über die pfändungsgeschützen 

Beträge kann größtenteils ohne Gerichtsbeschluss unbürokratisch verfügt werden, der Zugang zum bargeld-

losen Zahlungsverkehr ist auch für Überschuldete gegeben. Dies ist ein erheblicher Fortschritt gegenüber 

der früheren Situation. Im Landkreis Nienburg scheinen die anfänglichen Probleme durch die Praxis der 

Geldinstitute weitgehend gelöst zu sein, das P-Konto ist eine Routine im Geschäftsablauf geworden. 

Allerdings kann im Rahmen der von der Bundesregierung vorgesehenen Evaluierung des P-Kontos durch-

aus noch Verbesserungsbedarf angemeldet werden. So müssen z.B. immer noch zu viele, eigentlich im 

Pfändungsrecht klar geregelte Zahlungen wie Weihnachts- oder Urlaubsgeld durch Gerichtsbeschluss frei-

gegeben werden, hier darf die Schuldnerberatung nicht bescheinigen. Dies sehen auch viele Vollstre-

ckungsgerichte als überflüssige Belastung an. 



Insolvenzverfahren 
 

2014

Entwicklung Insolvenzverfahren im Insolvenzgerichtsbezirk Syke
(aufgeteilt nach Regel- und Verbraucherinsolvenzverfahren)

Quelle: Insolvenzgericht Syke
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Erläuterung: 
In den ersten Jahren nach Inkrafttreten der Insolvenzordnung hat es nur wenige eröffnete Ver-
fahren gegeben, was daran lag, dass die Antragsteller einen Verfahrenskostenvorschuss leisten 
mussten (damals ca. 3.000,00 DM pro Verfahren). Dies erwies sich als ein erhebliches Hindernis 
für viele Überschuldete, so dass die Ergebnisse der neuen Insolvenzordnung weit hinter den 
Erwartungen zurückblieben. Dies änderte sich erst, nachdem Ende 2001 die Möglichkeit der 
Kostenstundung eingeführt wurde. Dies führte zu einem regelrechten Boom bei der Anzahl der 
eröffneten Verfahren, da die Verfahrenskosten erst nach Beendigung des Verfahrens fällig wur-
den. 
Die enormen Steigerungsraten bei den Verbraucherinsolvenzverfahren endeten 2007. Die Zahl 
der eröffneten Verfahren hat sich im Bereich des Insolvenzgerichtes Syke ( zu dem auch der 
Landkreis Nienburg gehört) zwischen 2008 und 2010 auf einem hohen Niveau stabilisiert, um 
dann in den letzten vier Jahren den Höchststand der pro Jahr eröffneten Verfahren zu errei-
chen. In 2014 ist zwar die Zahl gegenüber dem Vorjahr um gut 11% gestiegen, das Jahr weist 
den höchsten Stand seit der Einführung der Insolvenzordnung 1999 aus. Schon zum zweiten 
Male wurde die 500er-Marke überschritten. Dies läuft dem Bundestrend entgegen, der 2010 
den Höchststand ausweist und seitdem deutlich rückläufige Zahlen nennt. Eine schlüssige Erklä-
rung hierfür haben weder die Schuldnerberatung noch das Gericht finden können. 
Nach wie vor gilt festzuhalten, dass die Insolvenzberatung ein Werkzeug der Schuldnerberatung 
ist und nicht bei allen Ratsuchenden sinnvoll eingesetzt werden kann. Daher ist auch eine spezi-
alisierte Insolvenzberatung, die nicht in die soziale Schuldnerberatung und ein Netz von anderen 
sozialen Beratungsdiensten eingebettet ist, vom Anspruch einer umfassenden und ganzheitlichen 
Beratung her eher abzulehnen. Der Versuch, alle Ratsuchenden in ein Insolvenzverfahren zu 
drängen, entspricht nicht der guten fachlichen Praxis, sondern eher dem Wunsch, möglichst 
viele abrechnungsfähige Fälle zu generieren. 
Bei 29 vom Paritätischen Nienburg beratenen Personen ist im Jahr 2014 das Verbraucherinsol-
venzverfahren eröffnet worden. 
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3 Persönliche Daten der beratenen Personen 
 
 
 

3.1 Alter  
 
 

 
 
 
 

Anzahl Prozent
 bis 20 Jahre 1 0,87%
21 bis 30 Jahre 26 22,61%
31 bis 40 Jahre 22 19,13%
41 bis 50 Jahre 27 23,48%
51 bis 60 Jahre 26 22,61%
älter als 60 Jahre 13 11,30%
Gesamtergebnis 115 100,00%
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3.2 Geschlecht 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

Anzahl Prozent
männlich 67 58,26%
weiblich 48 41,74%
Gesamtergebnis 115 100,00%

58,26%

41,74%

männlich
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3.3 Familienstand 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

Anzahl Prozent
geschieden/eingetragene Lebenspartnerschaft aufgehoben 26 22,61%
ledig 43 37,39%
verheiratet/eingetragene Lebenspartnerschaft 28 24,35%
verheiratet/eingetragene Lebenspartnerschaft, getrennt lebend 13 11,30%
verwitwet/eingetragener Lebenspartner verstorben 5 4,35%
Gesamtergebnis 115 100,00%
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3.4 Personen im Haushalt des Schuldners 
 
 
 
 

 
 

Anzahl Prozent
(Ehe)partner/-in, Lebenspartner/-in 20 17,39%
andere Angehörige/Bekannte 5 4,35%
Ehe-/ Lebenspartner/-in und Kind/er 15 13,04%
Ehe-/Lebenspartner, Kind/er u. andere Angehörige/Bekannte 1 0,87%
keiner (allein lebend) 56 48,70%
Kind/er (allein erziehend) 18 15,65%
Gesamtergebnis 115 100,00%
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3.5 Haushaltsgröße 
 
 
 
 

 
 
 

Mittelwert pro Haushalt
Personen im Haus gesamt 1,85
Kinder im Haus 0,42
Kinder im Haus unter 7 Jahren 0,17
Kinder außer Haus 0,27
Kinder außer Haus unter 7 Jahren 0,10
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3.6 Staatsangehörigkeit 
 
 
 

 
 
 

Anzahl Prozent
deutsch 109 94,78%
deutsch und Nicht-EU-Staat 1 0,87%
Nicht-EU-Staat 5 4,35%
Gesamtergebnis 115 100,00%
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3.7 Ausbildungs- oder (Fach-)Hochschulabschluss 
 
 
 
 

 
 
 

Anzahl Prozent
(Fach-)Hochschulabschluss 1 0,87%
abgeschlossene Berufsausbildung 54 46,96%
in beruflicher Ausbildung oder (Fach-)Hochschulstudium 8 6,96%
ohne Ausbildungs- oder (Fach-)Hochschulabschluss 52 45,22%
Gesamtergebnis 115 100,00%

0,87%

46,96%

6,96%

45,22%
(Fach-)Hochschulabschluss

abgeschlossene
Berufsausbildung
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3.8 Erwerbsstatus 
 
 
 
 

 
 
 

Anzahl Prozent
abhängig erwerbstätig 52 45,22%
anderweitig nicht erwerbstätig 20 17,39%
arbeitslos gemeldet 42 36,52%
selbständig erwerbstätig 1 0,87%
Gesamtergebnis 115 100,00%
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36,52%
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4  Finanzielle Situation 
 
 
 

4.1 Einkommenshöhe der beratenen Person 
 
 
 

 
 
 

Anzahl Prozent
    bis 500 € 11 9,57%
   501 bis 1.000 € 50 43,48%
1.001 bis 1.500 € 42 36,52%
1.501 bis 2.000 € 10 8,70%
über 2.000 € 2 1,74%
Gesamtergebnis 115 100,00%
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4.2 Einkommenshöhe des Haushalts insgesamt 
 
 
 
 

 
 
 

Anzahl Prozent
    bis 500 € 7 6,09%
   501 bis 1.000 € 39 33,91%
1.001 bis 1.500 € 40 34,78%
1.501 bis 2.000 € 18 15,65%
über 2.000 € 11 9,57%
Gesamtergebnis 115 100,00%
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4.3 Einkommensarten der beratenen Person 
 

 
 

Anzahl Nennungen Mittelwert in EUR
abhängige Erwerbstätigkeit 53 1.044
Ausbildungsbezüge und Beihilfe 3 343
selbstständige Tätigkeit 1 340
Arbeitslosengeld I 4 794
Arbeitslosengeld II, Sozialgeld 44 805
Rente, Pension 15 692
Unterhaltszahlungen von Privatpersonen 1 100
Vermögen (Vermietung,Verpachtung,Zinsen) 0 0
Sozialhilfe gem. SGB XII 4 453
Kindergeld 11 217
Elterngeld 6 372
Wohngeld 1 15
Krankengeld 4 1.032
sonstiges Einkommen 10 216
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4.4 Einkommensarten der sonstigen Personen 
 

 
 

Anzahl Mittelwert in EUR
abhängige Erwerbstätigkeit 9 1.071
Ausbildungsbezüge und Beihilfe 0 0
selbstständige Tätigkeit 1 280
Arbeitslosengeld I 0 0
Arbeitslosengeld II, Sozialgeld 5 781
Rente, Pension 5 428
Unterhaltszahlungen von Privatpersonen 2 360
Vermögen (Vermietung,Verpachtung,Zinsen) 0 0
Sozialhilfe gem. SGB XII 0 0
Kindergeld 23 315
Elterngeld 1 870
Wohngeld 0 0
Krankengeld 1 720
sonstiges Einkommen 6 284
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4.5 Monatliche Wohnkosten 
 
 
 
 

 
 
 

Anzahl Prozent
 bis 200 € 9 7,83%
201 bis 400 € 29 25,22%
401 bis 600 € 58 50,43%
601 bis 800 € 14 12,17%
801 bis 1.000 € 3 2,61%
über 1.000 € 2 1,74%
Gesamtergebnis 115 100,00%
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5 Schuldensituation 
 
 

5.1 Anzahl der Forderungen 
 
 

 
 
 

Anzahl Prozent
   bis 5 54 46,96%
  6 bis 10 40 34,78%
11 bis 20 15 13,04%
21 bis 50 5 4,35%
50 bis 100 1 0,87%
Gesamtergebnis 115 100,00%
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5.2 Höhe der Gesamtverschuldung 
 
 
 
 
 

 
 

Anzahl Prozent
  bis 5.000 € 24 20,87%
 5.001 bis 10.000 € 15 13,04%
10.001 bis 20.000 € 25 21,74%
20.001 bis 50.000 € 28 24,35%
50.001 bis 100.000 € 10 8,70%
über 100.000 € 13 11,30%
Gesamtergebnis 115 100,00%
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5.3 Schuldenarten 
 
 

 
 

Anzahl Mittelwert in EUR
Ratenkredit 110 15.728
Dispo oder Rahmenkredit 29 1.481
Hypothekenkredit 23 64.987
private Versicherung 68 470
Versandhaus 126 391
Inkassobüro 82 1.474
Finanzamt 13 11.084
sonst. öffentl. Gläubiger 116 1.378
Energieunternehmen 62 1.335
Telekommunikationsunternehmen 160 807
Vermieter 25 2.780
Gewerbetreibender 16 11.693
Freie Berufe 31 1.087
Privatpersonen 8 4.470
Unerlaubte Handlungen 21 1.212
Unterhaltsverpflichtung 5 5.840
Sonstiges 41 2.652
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5.4 Auslöser der Verschuldung 
Hauptauslöser 

 

Anzahl Prozent
Arbeitslosigkeit 13 11,30%
Tod d. Partners/d. Partnerin/ Trennung/Scheidung 24 20,87%
Erkrankung, Sucht 26 22,61%
Unfall 3 2,61%
Unwirtschaftliche Haushaltsführung 28 24,35%
gescheiterte Selbständigkeit 13 11,30%
Zahlungverpflichtung aus Bürgschaft, Mithaftung 1 0,87%
gescheiterte Immobilienfinanzierung 4 3,48%
Schadenersatz wegen unerlaubter Handlungen 2 1,74%
Haushaltsgründung, Geburt eines Kindes 0 0,00%
Nichtinanspruchnahme von Sozialleistungen 0 0,00%
unzureichende Kredit- oder Bürgschaftsberatung 0 0,00%
Sonstiges 1 0,87%
längerfristiges Niedrigeinkommen 0 0,00%
keine Angabe 0 0,00%
Gesamt 115 100,00%
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Weitere Auslöser 

 

Anzahl Prozent der Fälle
Arbeitslosigkeit 44 38,26%
Tod d. Partners/d. Partnerin/ Trennung/Scheidung 18 15,65%
Erkrankung, Sucht 10 8,70%
Unfall 1 0,87%
Unwirtschaftliche Haushaltsführung 30 26,09%
gescheiterte Selbständigkeit 2 1,74%
Zahlungverpflichtung aus Bürgschaft, Mithaftung 4 3,48%
gescheiterte Immobilienfinanzierung 6 5,22%
Schadenersatz wegen unerlaubter Handlungen 1 0,87%
Haushaltsgründung, Geburt eines Kindes 13 11,30%
Nichtinanspruchnahme von Sozialleistungen 0 0,00%
unzureichende Kredit- oder Bürgschaftsberatung 0 0,00%
Sonstiges 11 9,57%
längerfristiges Niedrigeinkommen 48 41,74%
keine Angabe 0 0,00%
Gesamtanzahl Nennungen 188
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elv^ � „Ein herzhafter
Schluck im Felde“ titel-
te das Hoyaer Wochen-
blatt in seiner Ausgabe
vor 99 Jahren, „ist für
manchen Feldgrauen
(veraltet: andere Bezeich-
nung für Soldat, angelehnt
an die Farbe von Unifor-
men; d. Red.) eine schöne
Sache. Man soll aber
keine Blechflaschen
beim Versand verwen-
den. [...] Es ist in letzter
Zeit mehrfach vorge-
kommen, daß den im
Felde stehenden Trup-
pen spirituöse Getränke
(Rum, Cognac) in Blech-
flaschen übersandt wor-
den sind. Wenn an sich
auch gegen Versendung
solcher Getränke, so-
fern es sich um Mengen
von nicht mehr als 500
Gramm handelt, nichts
einzuwenden ist, so
wird doch auf die Ge-
fahr aufmerksam ge-
macht, die dadurch ent-
steht, daß der Alkohol
die Blechwandung an-
greift und den Genuß
des Getränkes gesund-
heitsschädlich macht.“

sçê=VV=g~ÜêÉå

hrow=klqfboq

r`eqb= � Fast kein Tag ver-
geht ohne mindestens eine
Unfallflucht. Gestern melde-
te die Polizei diesen Vorfall:
Am Donnerstag in der Zeit
von 16.45 Uhr bis 18.15 Uhr
parkte eine Uchterin ihren
Toyota Auris am Fahrbahn-
rand der Mindener Straße
in Uchte in Höhe des dorti-
gen Fachhandels für Auto-
zubehör. Ein bislang unbe-
kannter Verkehrsteilneh-
mer hatte den Toyota im
Vorbeifahren an der vorde-
ren linken Fahrzeugseite
beschädigt. Ohne sich um
den Schaden in Höhe von
etwa 1 500 Euro zu küm-
mern, flüchtete der Verur-
sacher vom Unfallort. Die
Polizei Uchte hofft auf Hin-
weise und nimmt diese un-
ter Telefon 0 5763 / 96 07 10
entgegen.

bêåÉìíÉ=cäìÅÜí
å~ÅÜ=råÑ~ää

pqbfj_hb= � Hilke Schmidt
ist in Steimbke tief verwur-
zelt und hat einen sehr gu-
ten Draht zur Schule. Damit
passt sie perfekt in das An-
forderungsprofil für die Lei-
tung der VHS-Arbeitsstelle
in Steimbke. „Wir haben je-
manden gesucht, der viele
Verknüpfungspunkte in
dem Ort besitzt“, erklärt
Dieter Labode. Mit der
49-jährigen gelernten Groß-
und Außenhandelskauffrau
hat der VHS-Leiter wohl die
ideale Besetzung gefunden.
Seit dem ersten Januar lei-
tet die Familienmutter die
Steimbker Arbeitsstelle der
Nienburger VHS. � êì
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kfbk_rod � Viele Jugendli-
che des Abschlussjahrgan-
ges 2014 hätten schon ei-
nen Ausbildungsplatz ge-
funden. Andere befänden
sich in Bewerbungsverfah-
ren oder seien noch unent-

schlossen. Eine betriebliche
Berufsausbildung sollte für
die Jugendlichen immer ers-
te Wahl sein. Wer jedoch
nicht zum Zuge komme, für
den könne der Besuch einer
Berufsfachschule eine sinn-

volle Alternative sein. Die
Berufsbildenden Schulen
(BBS) Nienburg informieren
am Donnerstag, 9. Januar,
ab 19 Uhr über ihr vielfälti-
ges Angebot im Bereich der
Berufsfachschulen. Ziel des

Abends sei es, die Schüler
bei den Entscheidungen für
einen Beruf zu unterstüt-
zen, um ihnen damit den
Übergang in die Berufswelt
zu erleichtern.
Interessierte Schulabgän-

ger des Jahrganges 2014
sind mit ihren Eltern zu die-
ser Veranstaltung eingela-
den.
Der Anmeldeschluss für

alle Bildungsgänge der BBS
ist der 14. Februar 2014.
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Wie es Steijn vom rhythmi-
schen Klopfen auf Kochtöp-
fen schließlich nach New
York verschlug, erzählt er
bei einem Besuch auf dem
Rittergut.
Er korrigiert sich immer

wieder selbst. Seine erste
Erfahrung mit der Musik,
sagt Ruben Steijn, sei das
rote Micky-Maus-Schlagzeug
gewesen, das er als Klein-

g~òò=ãáí=łoçã~åJoçÑ~äëâáJqêáç�=ÜÉìíÉ=~ìÑ=ÇÉã=oáííÉêÖìí=áå=_êçâÉäçÜ

jáÅâóJj~ìëJpÅÜä~ÖòÉìÖ
ÑΩÜêí=Äáë=å~ÅÜ=kÉï=vçêâ

kind geschenkt bekam.
Oder doch nicht? Zuvor ha-
ben schließlich schon Spiel-
zeugkisten, ausgekippt und
umgedreht, seinen Rhyth-
mus aufgenommen – eben-
so wie die Kochtöpfe in der
Küche.
Und davor, meint er sin-

nierend, habe er als Säug-
ling mit den Händen auf
seinen Bauch getrommelt.
Das habe zumindest seine
Mutter ihm erzählt. Früh
übt sich, was ein Meister
werden will – das alte
Sprichwort scheint auf den
27-Jährigen irgendwie zuzu-
treffen.
Die erste Anleitung be-

kam er mit fünf Jahren.
„Meine Eltern haben wohl
mein Talent erkannt und
mich zur Musikschule in
Nienburg gebracht“, sagt er.
Seitdem hat ihn die Musik
nicht mehr losgelassen und
ihn über das Jugend-Sinfo-
nieorchester und die Big-
band der Nienburger Musik-
schule zur Landesmusik-
schule in Hannover, von
dort für ein Jahr an die Los

Angeles Music Academy, zu-
rück nach Europa zum Stu-
dium in Amsterdam und
von da vor etwas mehr als
einem Jahr mit einem Sti-
pendium in der Tasche gen
Manhattan gebracht, wo er
in diesem Jahr sein Studium
noch fortsetzt. Danach darf
er sich „Master of Music“
nennen und will seinen Le-
bensmittelpunkt wieder
nach Europa verlegen.

jìëáâ=îçê=éê~ëëÉäåÇÉã
h~ãáåÑÉìÉê

Das Studium in New York
sei ihm aber wichtig gewe-
sen, erzählt er – weil Jazz
nur richtig gelernt werden
könne, wo dessen Wurzeln
seien. Und das sei nun ein-
mal die Welthauptstadt des
Jazz: New York.
Dort hat er auch Johannes

Felscher kennengelernt. Ro-
man Rofalski ist er zuvor
schon beim Studium in
Amsterdam begegnet.
Das, was die drei Musiker

in New York ausgeheckt ha-
ben, wenn sie Stunden um

Stunden ihren Probenraum
belegten, wollen sie nun
beim Urlaub in Deutschland
hören lassen. „Als Musiker
will man doch eigentlich
immer spielen“, sagt Steijn
– und da er die Familie Nie-
meyer gut kennt, der das
Rittergut in Brokeloh ge-
hört, sei irgendwann die
Idee zu einem Neujahrskon-
zert entstanden.
Dort kommen nun heute

mehrere Elemente zusam-
men: der Jazz der drei Deut-
schen, die in New York ge-
meinsam Musik machen,
vermischt mit Klassik, die
das ursprüngliche Anliegen
von Roman Rofalski war,
und das vor prasselndem
Kaminfeuer auf dem Ritter-
gut, das im 16. Jahrhundert
vom Clan der Münchhau-
sens erbaut worden war.
Wer heute ab 20 Uhr da-

beisein will, kann noch Kar-
ten zum Preis von 15 Euro
per E-Mail (rittergut.broke-
loh@t-online.de) oder telefo-
nisch unter 0 5027 /  13 41
reservieren – oder einfach
dorthin kommen.

mêáî~íÉ=fåëçäîÉåòîÉêÑ~ÜêÉå=~ìÑ=ÜçÜÉã=pí~åÇ

kfbk_rod � Die Zahl der er-
öffneten Verbraucher-Insol-
venzverfahren im Bezirk
des Insolvenzgerichtes Sy-
ke, zu dem auch der Land-
kreis Nienburg gehört, ist
im Jahr 2013 im Vergleich
zum Vorjahr gesunken.
Dies teilte Wolfgang Lippel
von der Schuldnerberatung
des Paritätischen Nienburg
jetzt mit.
Die sogenannten Regel-In-

solvenzverfahren für Fir-
men und Selbstständige sei-
en, so Lippel, fast gleichge-
blieben. Sie stiegen von 162
eröffneten Verfahren im
Jahr 2012 auf 164 im Jahr
2013 und haben sich daher
kaum verändert. Dieser
deutliche Rückgang gegen-
über dem hohen Stand von
vor zwei Jahren sei „für un-
sere Region eine gute Nach-

pÅÜìäÇåÉêÄÉê~íìåÖ=ÇÉë=m~êáí®íáëÅÜÉå=káÉåÄìêÖ=äÉÖí=w~ÜäÉå=îçê=L=içÄ=ÑΩê=Ç~ë=dÉêáÅÜí

richt“, so Lippel. Bundes-
weit gesehen wäre aber ein
stärkerer Rückgang zu ver-
zeichnen.
Im Gegensatz dazu sei die

Anzahl der Verbraucher-In-

solvenzverfahren für Privat-
personen deutlich gesun-
ken. Hier habe sich die Zahl
von 527 im Jahr 2012 auf
490 im Jahr 2013 verringert,
was einer Abnahme von un-

gefähr sieben Prozent ent-
spreche und ungefähr im
Bundestrend liege. Dies sei,
so der Berater, aber immer
noch im zuständigen Ge-
richtsbezirk Syke die zweit-
höchste Zahl seit Einfüh-
rung der Insolvenzordnung
im Jahr 1999 und zeige,
dass nach wie vor eine hohe
Überschuldung der Verbrau-
cher vorhanden sei. Noch
immer seien über drei Mil-
lionen Haushalte davon be-
troffen, so Lippel. Der
Schuldnerberater würdigte
ausdrücklich die nach wie
vor kompetente und zügige
Arbeit des Syker Insolvenz-
gerichtes. Die Zusammenar-
beit mit diesem sei seit Jah-
ren gut, wovon sowohl die
Ratsuchenden, die Bera-
tungsstelle sowie auch das
Gericht profitierten.

aáÉëÉ=dê~Ñáâ=îÉêÇÉìíäáÅÜí=ÇáÉ=båíïáÅâäìåÖ=ÄÉá=sÉêÄê~ìÅÜÉêJ=ìåÇ
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bpqloc � Plattdeutsch hat
keinen leichten Stand. Die
einstige „Welt“-Handels-
sprache ist auf dem abstei-
genden Ast, das weiß man
auch bei der „Arge Platt“ im
Heimatverein Estorf. Aber
Rudi Niemann und seine
Mitstreiterinnen wissen
auch, dass es immer noch
viele Menschen gibt, die die
alte Sprache (besser) beherr-
schen wollen: Die Nachfra-
ge nach dem Plattdeutsch-
Unterricht der Arbeitsge-
meinschaft ist ungebro-
chen. Am Montag, 6. Janu-
ar, beginnt der nächste Un-
terrichts-Block im Dörphus.
Zu Zeiten der Hanse, sagt

Rudi Niemann, war Platt die
Geschäftssprache zwischen
London und Nowgorod, Ber-
gen und Köln. Wer Wein
nach Danzig oder Pech
nach Brügge verkaufen
wollte, kam ohne Platt-
deutsch nicht aus. Das ist
lange her, doch erst nach
dem Zweiten Weltkrieg be-
gann der Niedergang der
Sprache. „Ich habe damals
in der Schule Hochdeutsch
noch als Fremdsprache ler-
nen müssen“, erinnert sich
der ehemalige Estorfer Bür-
germeister, der mit Lies-
chen Hanske und Elfriede
Geberding den Plattdeutsch-
Unterricht organisiert.
„Wir wissen, dass wir die

Sprache nicht retten kön-
nen“, sagen die drei. „Aber
wir wollen unseren Beitrag
leisten, um sie so lange wie
möglich zu erhalten.“ Es ge-
be viele Menschen, die Platt
verstünden, sich aber nicht

trauten, selbst zu sprechen.
Und nicht wenige wollen
sie von Grund auf lernen,
denn sie zu können, hat
Vorteile: „Wer in der Ge-
gend geschäftlich zu tun
hat, macht einen guten Ein-
druck, wenn er Platt kann“,
weiß Rudi Niemann. „Selbst
wenn Hochdeutsch gespro-
chen wird – es kommt gut
an, wenn man Plattdeutsch
beherrscht.“
Junge Frauen, die sich in

Nienburg zu Altenpflegerin-
nen ausbilden lassen, woll-
ten lieber Plattdeutsch als
Englisch oder Russisch ler-
nen, denn das macht ihnen
die Arbeit mit den Senioren
leichter, und es freut die al-
ten Menschen, die vertraute
Sprache zu hören. Zwei
Plattdeutsch-Grundkurse
hat die Arge Platt für einen
Bildungsträger bereits orga-
nisiert.
Der am Montag, 6. Januar,

beginnende, bis zum 24. Fe-
bruar acht Schulstunden
umfassende Plattdeutsch-
Unterricht beinhaltet zwar
auch grundlegendes Regel-
werk wie die Grammatik,
vor allem geht es den Orga-
nisatoren aber um die Pra-
xis: „Wir sind keine Pädago-
gen, aber wir glauben: Am
besten lernt man eine Spra-
che, wenn man sie spricht“,
sagen Elfriede Hanske, Lies-
chen Gerberding und Rudi
Niemann.
Informationen zu diesem

Angebot und Anmeldungen
unter Telefon 0 5025 / 3 64
bei Elfriede Gerber-
ding. � àÜ
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kfbk_rod � Zu einer Sit-
zung trafen sich jetzt der
Stiftungsvorstand und der
Stiftungsrat der Sternenta-
ler-Stiftung in Nienburg.
Ziel und Zweck der Stiftung
ist die Förderung der Kin-
der- und Jugendhilfe sowie
die Unterstützung der Bil-
dung, wobei insbesondere
benachteiligte Gruppen der
Gesellschaft Unterstützung
erhalten sollen. Zu nennen
sind dabei Kinder und Ju-
gendliche mit Migrations-
hintergrund und Sprach-
schwierigkeiten sowie Be-
hinderte.
Weiterhin gehe es der

Stiftung um die Förderung
der Berufseingliederung

von Jugendlichen sowie die
Förderung mildtätiger Zwe-
cke für Kinder und Jugendli-
che der amtlich anerkann-
ten Verbände der freien
Wohlfahrtspflege. Haupt-
sächlich will die Stiftung
Personen und Projekte im
Landkreis Nienburg för-
dern, was in einigen Fällen
bereits „unbürokratisch
und schnell“ geschehen sei.
Anträge, die den Zweck

der Stiftung erfüllen, soll-
ten Interessierte an die Sif-
tungs-Vorsitzende Margret
Ewigmann, Nordertorstrift-
weg 12 in Nienburg, oder
an Peter Gruber, Wiesen-
grund 17 in Nienburg, rich-
ten.
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Peter Schmithüsen ist der dritte Kandidat
Der Grüne möchte Nienburger Bürgermeister werden / Kritik an Amtsinhaber Henning Onkes

Nienburg. Für die Wahl zum
Nienburger Bürgermeister am
25. Mai steht ein dritter Kandi-
dat fest: Die Grünen werden mit
Peter Schmithüsen antreten.
Der 49-Jährige ist 2008 in die
Partei eingetreten, wurde 2009
Ortsverbandssprecher und ist
seit 2011 Fraktionsvorsitzender
im Stadtrat.
Für seinen Wahlkampf hat

Schmithüsen zunächst drei große
Themenauf derAgenda: „DieZu-
sammenarbeit zwischen der Ver-
waltung und dem Rat funktio-
niert nicht, dasmuss sich ändern“,
sagt der Fraktionsvorsitzende.
Auch die Haushaltslage der Stadt
müsse angegangen werden: „Da
sind harte und wichtige Entschei-
dungen zu treffen.Wir müssen in
die Aufgabenkritik gehen und
Dinge, die wir heute tun, hinter-
fragen.“ Das dritte Thema, das
Schmithüsen sich auf die Fahne
geschrieben hat, ist eine „andere,
bessere Bürgerbeteiligung“. „Wir
Grünen hatten ja schon einmal
die Idee eines Bürgerhaushaltes,
umdieMenschen an der Prioritä-
tensetzung zu beteiligen.“
Zu seinen Beweggründen,

sich für das Amt des Bürger-
meisters zur Wahl zu stellen,
sagt Schmithüsen: „Ich persön-
lich habe es nie ausgeschlossen,
für so eine Position zu kandidie-
ren.“ Da er im Management ei-
nes großen Unternehmens ar-

beite, wo die Investitions- und
Personalplanung zu seinen Auf-
gaben gehöre, sehe er sich für
die Aufgaben des Nienburger
Stadtoberhaupts gut gewappnet
und gehe optimistisch in den
Wahlkampf. „Ich denke nicht,
dass mich meine politische Ar-
beit für eine Kandidatur qualifi-
ziert, sondern meine berufli-
chen Erfahrungen, denn der
Bürgermeister ist in erster Linie
Chef einer Verwaltung.“ Bei sei-
nen Parteikollegen steht er als
Fraktionsvorsitzender für einen
„Kurs der offenenund konstruk-
tiv-kritischen Debatte mit den
anderen Fraktionen“.
Neben seinen politischen Ak-

tivitäten engagiert der 49-Jähri-
ge sich in verschiedenen Bür-
gerinitiativen, ist Mitglied im
Lionsclub Nienburg und unter-
stützt das Burnout-Festival beim
Altstadtfest. Gelegentlich hilft er
als klassisch ausgebildeter Fa-
gottist in einem der Nienburger
Orchester aus und stellt Nach-
wuchsmusikern sein privates
Tonstudio für professionelle
Aufnahmen zur Verfügung.
Schmithüsen ist verheiratet und
hat drei erwachsene Kinder.
Bei der vergangenen Bürger-

meisterwahl im Jahr 2006 waren
die Grünen nicht mit einem ei-
genen Kandidaten angetreten,
sondern hatten den jetzigen
Bürgermeister Henning Onkes

(parteilos) bei seiner Kandida-
tur unterstützt. Auf diese Unter-
stützung muss Onkes, der sein
Amt behalten möchte, jetzt ver-
zichten. „Henning Onkes ist uns
nach wie vor sympathisch, aber
beimanchen Projekten, wie dem
Südring, haben wir sehr unter-
schiedliche Ansichten“, sagt
Schmithüsen und wird noch et-
was konkreter: „Die Art und
Weise seiner Amtsführung hat
uns gestört, da die Zusammen-
arbeit zwischen Rat undVerwal-
tung nicht funktioniert.“ Am 3.
Februar soll der Grünen-Kandi-
dat ganz offiziell nominiert wer-
den – im Rahmen einer Aufstel-
lungsversammlung, wie es das
Gesetz vorschreibt.
Neben Schmithüsen und On-

kes stellt sich auch Anja Alt-
mann (SPD) am 25. Mai zur
Wahl. Die CDU wird sich aller
Voraussicht nach heute positio-
nieren und bekannt geben, ob
sie einen eigenen Kandidaten
ins Rennen um das Amt des
Bürgermeisters schickt oder ei-
nen anderen unterstützt. Eine
Entscheidung der FDP wird für
Ende Januar erwartet. WG und
Die Linke hatten eigene Kandi-
daten bereits ausgeschlossen
und wollen abwarten, bis dieje-
nigen der anderen Parteien fest-
stehen, um zu entscheiden, ob
sie jemanden im Wahlkampf
unterstützen. mg

Peter Schmithüsen will Nienburgs Bürgermeister werden und sich für
mehr Bürgerbeteiligung stark machen.

Pfändungsschutzkonto wird stark nachgefragt
Schuldnerberatung des Paritätischen Nienburg zieht Bilanz für 2013: Langzeitarbeitslose besonders von Überschuldung bedroht

Landkreis. Die Schuldnerbera-
tung des Paritätischen Nien-
burg ist mittlerweile im 29. Jahr
tätig. Schon seit Jahren hat sie
sich als eigenständiges und spe-
zialisiertes Angebot der sozia-
len Arbeit im Landkreis etab-
liert und ist eine von ungefähr
1000 anerkannten Beratungs-
stellen bundesweit. Die Einzel-
fallberatung gehört ebenso wie
das Referieren auf Präventions-
veranstaltungen, die Herausga-
be von fachlichen Informatio-
nen und regelmäßige Presse-
und Öffentlichkeitsarbeit zu
den Aufgaben dieser speziali-
sierten Beratungsstelle. Mit
Einführung der Insolvenzord-
nung 1999 ist der Paritätische
Nienburg auch als geeignete
Stelle zur Insolvenzberatung
vom Land Niedersachsen aner-
kannt worden. Seit Mitte 2010
darf die Beratungsstelle auch
Bescheinigungen für erhöhte
pfändungsgeschützte Beträge
beim sogenannten P-Konto
ausstellen.
Das Niveau der Überschul-

dung ist seit vielen Jahren gleich-
bleibend hoch, teilt Schuldner-
berater Wolfgang Lippel in sei-
ner Bilanz für 2013 mit: Es wird
von ungefähr drei Millionen
überschuldeter Haushalte im
Land ausgegangen, was gut acht
Prozent aller Haushalte ent-
spricht.
„Die Anzahl der Verbrauche-

rinsolvenzverfahren vor Ort im
Bereich des Insolvenzgerichtes
Syke, zu dem der Landkreis
Nienburg gehört, ist dem Bun-
destrend folgend im Jahr 2013
gesunken, aber immer noch auf
dem zweithöchsten Stand seit
Einführung der Insolvenzord-
nung 1999. Arbeitslosigkeit und
deren Folgen sind nach wie vor
die Hauptüberschuldungsursa-
che. Da gerade bei den Lang-
zeitarbeitslosen und Erwerbs-
unfähigen, die Grundsiche-
rungsleistungen beziehen, jede
außerplanmäßige Ausgabe zu
einer finanziellen Krise führen
kann, bleibt dieser Personen-
kreis nach wie vor besonders

verwundbar. Dies zeigt sich be-
sonders bei den steigenden
Miet- und Energiepreisen, die
viele einkommensschwache
Menschen vor existentielle Pro-
bleme stellen. Hier sind nicht
nur Arbeitslose, sondern auch
Geringverdiener betroffen, die
trotz Arbeitsplatz an der Ar-
mutsgrenze leben und aufsto-
ckende Sozialleistungen bezie-
hen müssen“, schreibt Lippel.
Im vergangenen Jahr sind

zwei Gesetze verabschiedet
worden, die für die Schuldner-
beratung von hoher Bedeutung
sind. Einmal wurde die lange

geplante Reform der Insolvenz-
ordnung auf den Weg gebracht,
mit der unter anderem eine
Verkürzung der Verfahrens-
dauer auf drei Jahre beschlos-
sen wurde – allerdings nur,
wenn man in diesem Zeitraum
sowohl die Verfahrenskosten
als auch 35 Prozent der Schul-
den tilgen kann. Dies wird für
die Beratungsstelle keinerlei
Auswirkungen haben, da ein
Klientel, das dazu in der Lage
ist, sich eher um anwaltliche
Hilfe bemüht. Von Relevanz ist
eher die Verkürzung von sechs
auf fünf Jahre, wenn nur die

Verfahrenskosten bezahlt wer-
den können. Dies könnte für ei-
nen größeren Teil der Ratsu-
chenden von Interesse sein.
Große Bedeutung hat auch das
Gesetz gegen unseriöse Ge-
schäftspraktiken, das hoffent-
lich den überbordenden Inkas-
sokosten deutlich engere Gren-
zen setzen wird.
Im Jahr 2013 wurden insge-

samt 132 Personen aus Stadt
und Landkreis Nienburg bera-
ten. Dies bedeutet eine etwa
gleich hohe Zahl wie im Vor-
jahr. Gegenüber 2011 und den
früheren Jahren ist das ein ge-

ringer Rückgang, was sicher-
lich auch einer längeren krank-
heitsbedingten Abwesenheit
des Beraters sowohl in 2012 als
auch in 2013 geschuldet ist.
Wie auch in der Vergangenheit
wurden Einmal- und telefoni-
sche Beratungen nicht statis-
tisch erfasst, die Zahl beträgt
jedes Jahr einige Hundert. „Die
Kapazitätsgrenze für eine mit
einer Person besetzten Bera-
tungsstelle ist damit erreicht,
die genaue Anzahl der Bera-
tungen mag im Verlauf der
Jahre geringfügig zu- oder ab-
nehmen. Eine gezielte Auswei-

tung der Beratung ist zwar er-
wünscht, mit der derzeitigen
Besetzung jedoch nicht mög-
lich“, schreibt der Schuldner-
berater.
„Das Mitte 2010 eingeführte

Pfändungsschutzkonto (soge-
nanntes P-Konto) wird nach
wie vor stark nachgefragt, da es
bei regulären Konten über-
haupt keinen Pfändungsschutz
mehr gibt. „Hier zeigt sich aber
deutlich, dass der Bedarf von
‚Altfällen‘ offenbar abgearbeitet
ist und nur noch aktuelle Fälle
nachfragen. Von der Beratungs-
stelle wurden insgesamt 99 Be-
scheinigungen über erhöhte
pfändungsgeschützte Beträge
ausgestellt. Auf diese Zahl wird
sich die Nachfrage in den
nächsten Jahren nach deutlich
höheren Zahlen in den beiden
Vorjahren voraussichtlich ein-
pendeln. Der Aufwand hierfür
kann und muss im Rahmen der
Beratungstätigkeit geleistet
werden“, heißt es weiter.
„Dank sagen möchten wir

auch in diesem Jahr allen, die
mit der Beratungsstelle koope-
rativ und vertrauensvoll zusam-
mengearbeitet und diese auch
finanziert haben. Hier ist wieder
an erster Stelle der Landkreis
Nienburg zu nennen, der wie
auch in den Vorjahren der größ-
te Geldgeber der Schuldnerbe-
ratung war und dessen Mitar-
beiterinnen undMitarbeiter tra-
ditionell gut mit dieser zusam-
menarbeiten. Dies gilt beson-
ders für die Kolleginnen und
Kollegen des Sozialamtes und
des Jobcenters, mit denen sich
die Zusammenarbeit sehr gut
gestaltet. Auch dem Land Nie-
dersachsen, der Sparkasse
Nienburg und den Volksban-
ken des Landkreises Nienburg
gilt unser Dank für die finan-
zielle Unterstützung. Gerade
mit den genannten Geldinsti-
tuten gibt es mittlerweile eine
lange Tradition der vertrau-
ensvollen Kooperation, die
weit über die finanzielle Un-
terstützung hinausreicht“,
heißt es abschließend. DH

Über 40 Prozent aller Ratsuchenden haben Schulden, die die Höhe von 25 000 Euro übersteigen. Fast 30 Prozent haben gar Schulden jenseits der
50 000-Euro-Grenze, was gegenüber den Vorjahren ein hoher Wert ist. Kommt hier noch eine größere Gläubigerzahl als Faktor hinzu, ist es für viele
Menschen fast unmöglich, eine solche Situation selbst zu bereinigen. Allerdings können auch Schulden, die geringer sind als 5000 Euro, existenz-
bedrohend sein, wenn das Einkommen gerade zur Deckung des unmittelbaren Lebensunterhaltes reicht, selbst kleinste Raten nicht gezahlt oder
auch kleinere Anschaffungen nicht selbst finanziert werden können. Das ist häufig beim Personenkreis der Fall, der Grundsicherungsleistungen
nach den Sozialgesetzbüchern bezieht.

Polizei

Aufgefahren
und geflüchtet
Nienburg. Am Montag, 20.
Januar, hielt gegen 14.30 Uhr
ein Nienburger mit seinem
BMW bei Rot an der Arbeits-
amtskreuzung. Plötzlich gab
es einen Stoß, weil eine hinter
ihm fahrende Frau mit einem
weißen Fahrzeug aufgefahren
war. Der BMW-Fahrer gab
noch Handzeichen, bog auf
die Große Drakenburger
Straße ab und stoppte. Die
Frau, 50 bis 60 Jahre alt und
bekleidet mit einem schwar-
zen Kopftuch, setzte ihre
Fahrt Richtung Innenstadt
fort. Die Polizei Nienburg
sucht nach der Unfallfahrerin
und Zeugen unter Telefon
(0 50 21) 9 77 80. DH

Unfallflucht
auf Parkplatz
Nienburg. Am Sonntag
gegen 17 Uhr beschädigte ein
unbekannter Autofahrer auf
dem Parkplatz „Dr.-Franck-
Straße“ beim Ausparken den
hinter ihm stehenden blauen
Daewoo Chevrolet Rezzo.
Ohne sich um den Schaden
an der vorderen linken
Fahrzeugseite zu kümmern,
flüchtete der Fahrer eines
vermutlich silberfarbenen
Autos von der Unfallstelle. Die
Polizei Nienburg hofft auf
Zeugenhinweise unter Telefon
(0 50 21) 9 77 80. DH
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Kreisweite Schuldnerberatung zieht Bilanz / Lippel: „Bedarf höher als 
Angebot“ - Hilfe für 132 verschuldete Männer und Frauen 

Nienburg - Von Katrin Köster 

Schuldenberater Wolfgang Lippel ist ein Einzelkämpfer. Insgesamt hat er im vergangenen Jahr 132 Personen aus 

dem Landkreis Nienburg beraten und ihnen dabei geholfen, ihre finanzielle Situation auf stabilere Beine zu 

stellen. Das geht aus dem jetzt veröffentlichten Jahresbericht der Schuldnerberatung des Paritätischen Nienburg 

hervor. 

„Bei der Schuldnerberatung herrscht immer mehr Bedarf, als Beratung angeboten wird“, stellt Lippel fest. 

Dennoch hätten Nienburger Bürger den Vorteil, dass sie kurzfristig Termine bei der Beratung bekommen könnten. 

In vielen anderen Kreisen müssten potenzielle Klienten bis zu einem halben Jahr auf das erste Gespräch mit 

einem Schuldenberater warten. Trotz des hohen Bedarfs wird sich an Lippels Einzelkämpfer-Dasein wohl nichts 

ändern: „Der Kreis übernimmt die Kosten für einen Berater“, erläutert er. „Wir fordern auch nicht mehr, weil wir um 

die finanzielle Lage des Landkreises wissen“, sagt er mit Blick auf Schuldenstand und Sparzwänge der 

Kreisverwaltung. 

Allerdings bedeutet das auch, dass Lippels Kapazität an ihre Grenzen stößt. Die 132 beratenen Personen, davon 

je 66 Männer und Frauen, im vergangenen Jahr entsprechen fast dem Vorjahrswert (2012: 133 Personen). 

Gegenüber 2011 mit 139 Klienten sei das sogar ein „geringer Rückgang“. Der hat aber nichts mit einer 

gesunkenen Nachfrage zu tun, sondern mit längerer, krankheitsbedingter Abwesenheit Lippels. Eine Vertretung 

hat er nicht. 

78 Klienten betreute er bis zu einem Jahr, 54 suchten seinen Rat über einen längeren Zeitraum. Mit 114 Männern 

und Frauen führte Lippel 2013 mehr als fünf Beratungsgespräche (2012: 121). Lediglich in 18 Fällen benötigten 

Klienten weniger als fünf Beratungsgespräche. „Die sechs Gespräche sind relativ schnell erreicht“, weiß der 

Berater. Insbesondere bei hohen Schuldenständen und mehreren Gläubigern sei es nicht möglich, die Fälle in 

kurzer Zeit zu klären. 

„Unter sechs Gesprächen bleiben eigentlich nur die Leute, die ihre Angelegenheiten im Griff haben, aber für ein 

aktuelles Problem Rat suchen“, sagt Lippelt. „Ich habe aber auch Leute, die bereits seit zehn Jahren zu mir 

kommen. Da geht es nicht mehr um Entschuldung, sondern um Lebensbegleitung.“ Diese Menschen sind seiner 

Einschätzung nach gar nicht dazu in der Lage, an einem Entschuldungsprozess mitzuwirken. 

Auffällig ist ferner ein enormes Stadt-Land-Gefälle des Einzugsbereiches der Schuldnerberatung. 2013 stammen 

70 Klienten aus dem Nienburger Stadtgebiet, mit weitem Abstand folgen die Samtgemeinden Marklohe (11) und 

Mittelweser (10). Lippel zufolge entspricht das einer Tendenz, die er seit Längerem beobachtet. Weshalb das so 

ist, kann der Berater nur vermuten: „Es ist sicherlich einfacher, sich in der Stadt mal eben per Rad oder Bus auf 

den Weg zur Beratungsstelle zu machen, als aus dem Umland anzureisen.“ 

http://www.nienburg.paritaetischer.de 

Urheberhinweis: "Mediengruppe Kreiszeitung /Katrin Köster" 



6200 Euro für die Schuldnerberatung
Sparkasse unterstützt soziale Einrichtung finanziell / Gemeinsame Hilfe für überschuldete Kreditnehmer

Nienburg. In Kooperation mit
dem Land Niedersachsen leisten
die niedersächsischen Sparkas-
sen auch im Jahr 2014 einen Bei-
trag zur Finanzierung der sozia-
len Schuldnerberatung. Geför-
dert wird eine Vielzahl von Ein-
richtungen, darunterdie Schuld-
nerberatung des Paritätischen
Nienburg. Aus diesem Anlass
überreichte Wolfgang Knust,
Vorstandsvorsitzender der Spar-
kasse Nienburg, dem Schuld-
nerberater des Paritätischen,
Wolfgang Lippel, einen Scheck
über die diesjährige Fördersum-
me in Höhe von 6200 Euro, die
aus dem sozialen Reinertrag der
Lotterie Sparen und Gewinnen
bereitgestellt wird.
Lippel dankte der Sparkasse

für die kontinuierliche Förde-
rung, die für die Aufklärungs-
und Beratungstätigkeit der Ein-
richtung von erheblicher Bedeu-
tung ist. Er hoffe, dass die vom
Land gemeinsam mit dem Spar-
kassenverband Niedersachsen
getragene Unterstützung auch
in den nächsten Jahren ihre
Fortsetzung findet. Das Verhält-
nis zu den örtlichen Kreditinsti-
tuten beschrieb Lippel als gut.
Die Zusammenarbeit mit der

Sparkasse Nienburg ist von ge-
genseitigem Vertrauen geprägt.
Vorstandsvorsitzender Knust

unterstrich, dass sich die Zu-
sammenarbeit der Sparkassemit
der Schuldnerberatung nicht al-
lein auf die finanzielle Förde-
rung beschränke. Häufig sei es
im Tagesgeschäft gelungen,
überschuldeten Kreditnehmern
gemeinsam zu helfen, zum Bei-
spiel beim Erhalt oder Einrich-
ten von Girokonten auf Gutha-
benbasis, dem sogenannten Bür-
gerkonto. Diese würden auch
überschuldeten Menschen die
Möglichkeit des bargeldlosen
Zahlungsverkehrs eröffnen,
ohne weitere Verschuldung zu-
zulassen. Auch die Einrichtung
von pfändungsgeschützten Kon-
ten, den P-Konten, und das Be-
scheinigen pfändungsgeschütz-
ter Beträge sei seit vier Jahren
Bestandteil der Zusammenar-
beit.
Der Schuldnerberater beton-

te, es seien weniger die Sparkas-
sen und Volksbanken vor Ort,
die Haushalte in die Überschul-
dung führen. Finanzielle Pro-
bleme resultierten häufig aus ge-
nerellem Einkommensverlust
und ständiger Einkommensar-

mut durch andauernde Arbeits-
losigkeit oder nur gering bezahl-
ter Arbeit. Auch Unfälle oder
schwere Erkrankungen mit Er-
werbsunfähigkeit führen häufig
zur Zahlungsunfähigkeit. Ver-
schärft würden diese Probleme
durch eine teilweise unverant-
wortliche Kreditvergabe einzel-
ner überregionaler Banken, so-
wie die vielfältigen Möglichkei-
ten des Ratenkaufes. Darüber
hinaus entwickelten sich Schul-
den im Handy- und Internetbe-
reich nicht nur bei jungen Men-
schen zu einem stetig wachsen-
den Problem. Außerdem würde
immer deutlicher, dass die fi-
nanzielle Allgemeinbildung von
Teilen der Bevölkerung stark
verbesserungsbedürftig sei. Hier
sei gerade die Bildungspolitik
gefordert, entsprechende Lehr-
inhalte in den Unterricht zu in-
tegrieren.
Generell waren sich Sparkas-

senvorstand und Schuldnerbe-
rater darüber einig, dass sich das
Geschäftsmodell der Sparkas-
sen, nämlich die Präsenz in der
Fläche und die Verwurzelung in
der Region, in den Zeiten der
Finanzkrise bewährt habe und
zukunftsfähig aufgestellt sei. DH Wolfgang Lippel (links) erhielt vom SparkassenvorstandWolfgang Knust einen Scheck überreicht.

CDU-Fahrradtour führte zu Liebenaus Fischtreppe
Der CDU-Gemeindeverband
Steyerberg hat auch in diesem
Jahr wieder eine Fahrradtour für
Mitglieder, Freunde und
Bekannte durchgeführt. Sie
führte bei besten „Fahrradfahr-
wetter“ zunächst vom Steyerber-
ger ZOB über die Apfelallee nach
Wellie. Hier war beim Hof von
Adolf Lühring die erste Rast.Wei-
ter ging es dann zumWeserrad-
weg in Richtung Liebenau, vorbei
an dem vom Liebenauer
Heimatverein neu gestalteten
Weser-Aussichtsplatz in
Richtung Ortskern Liebenau zur
Fischtreppe. Hier wurden die
Radler vom Mühleneigentümer
Volker Frerk empfangen, der den
Teilnehmern Interessantes über
den Sinn und Zweck der
Liebenauer Fischtreppe – eine
sogenannte Schlitzpassfisch-
treppe – berichtete. Sie wurde
gebaut, damit Aale, Forellen und

andere wandernde Fischarten
sich weiter frei im Fluss, und
zwar flussaufwärts, bewegen
können. Die Fischtreppe besteht
aus 19 miteinander verbundenen
kleinen Becken, die sich auf 27
Meter Länge erstrecken und
einen Höhenunterschied von
rund 2,30 Meter überbrücken.
Parallelen zur Steyerberger
Fischtreppe wurden angespro-
chen.
Die Fischtreppe befindet sich im
Mittelpunkt von Liebenau und
fügt sich optisch sehr gut in das
vor einigen Jahren restaurierte
Mühlenumfeld – die Mühle
wurde 1883 erbaut – ein. Neben
dem Bau der Fischtreppe
wurden auch die Turbine und der
Generator zur Stromerzeugung
erneuert. Im kleinen feinen
Museum im Mühlengebäude
konnten die von Volker Frerk
liebevoll restaurierten Turbinen

und Generatoren zur Stromer-
zeugung aus früheren Zeiten
bestaunt werden.
Die Tour ging dann weiter zur
Schweizerlust, wo zunächst der
Liebenauer Wohnmobilstellplatz
besichtigt wurde, bevor es dann
zur Stärkung zum Grillbuffet
ging. Die CDU-Gemeindever-
bandsvorsitzende Christa Stigge
begrüßte hier den Vorsitzenden
des Samtgemeindeverbandes
Liebenau, Alfred Plate, und seine
Stellvertreterin Margit Schmidt.
Lebhaft diskutiert wurde unter
anderem über die jüngst vom
Kreistag beschlossene Schul-
schließung in Liebenau und
Steyerberg. Nach einem
Dankeschön von der Vorsitzen-
den an Melanie Bade, die wieder
für die Verpflegung unterwegs
gesorgt hatte, verabschiedete
man sich in Liebenau und trat
die Heimfahrt an. DH

Rot-Grün entlastet Lehrkräfte
Neues Modell für Altersteilzeit 2015/2016

Landkreis. Die rot-grüne Koali-
tion in Hannover hat sich auf ein
neues Modell der Altersteilzeit
für beamtete Lehrkräfte an Nie-
dersachsens Schulen geeinigt:
„Das ist das Ergebnis der Ge-
spräche in der Koalition. Wir
werden ein beispielhaftes Entlas-
tungspaket mit weiteren Verbes-
serungen für Lehrkräfte schnü-
ren“, erklärt dazu der heimische
SPD-Landtagsabgeordnete
Grant Hendrik Tonne.
Zum Schuljahr 2015/2016 wer-

den Lehrerinnen und Lehrer in
Niedersachsen Altersteilzeit
auch im sogenannten Blockmo-
dell beantragen können. „Es war
der SPD-Landtagsfraktion wich-
tig, dass nach dem Kabinettsbe-
schluss vom Sommer 2013 über
die Aussetzung der Altersermä-
ßigung jetzt ein deutliches Ent-
lastungsangebot für ältere Lehr-
kräfte noch vor den Sommerfe-
rien verabredet wird“, sagt der
Parlamentarische Geschäftsfüh-
rer Tonne. Tonne betont: „Das
bedeutet für die beamteten Lehr-
kräfte an unseren Schulen im
Landkreis Nienburg, dass sie
früher aus dem aktiven Dienst
ausscheiden können. Das ist der
Wunsch vieler Lehrkräfte, dem
die SPD-Landtagsfraktion hier-
mit Rechnung trägt.“
Eine solche frühere Entlas-

tung sei angemessen und ge-
rechtfertigt. „Lehrkräfte haben
auch besondere Belastungen, die
berücksichtigt werden müssen
und mit diesem Blockmodell
auch berücksichtigt werden“,
führte Tonne weiter aus. Und:
„Im Gegensatz zu dem, was die
frühere CDU/FDP-Landesregie-
rung angeboten hat, ist bei die-
sem Entlastungspaket der Koali-

tion seriös kalkuliert worden.
Die Kosten werden ausgegli-
chen.“
Kern der neuen Altersteilzeit

für Lehrerinnen und Lehrer im
Beamtenverhältnis ist, dass Lehr-
kräfte bis zu zehn Jahre vor Er-
reichen des Pensionsalters Al-
tersteilzeit im Verhältnis 60:40
in Anspruch nehmen können. In
sechs Zehnteln dieses Zeitrau-
mes würden die Lehrkräfte wäh-
rend der aktiven Altersteilzeit in
ihrem bisherigen Umfang tätig
bleiben. In vier Zehnteln der
Zeit würden sie während der
passiven Altersteilzeit freigestellt
werden. Die Bezüge betragen
während des Zeitraums der Al-
tersteilzeit 70 Prozent vom letz-
ten Gehalt.
Zudem sind weitere Entlas-

tungen für Schüler und Lehr-
kräfte geplant: Mit dem moder-
nen Abitur für Niedersachsen
nach 13 Jahren, das ebenfalls
zum Schuljahr 2015/2016 einge-
führt wird, sollen die Kerncurri-
cula an die neue Schulzeitdauer
angepasst werden. „Es wird mit
dem Abitur nicht mehr Lehr-
stoff, sondern mehr Zeit zum
Lernen geben“, erklärt der SPD-
Landtagsabgeordnete Tonne.
„Wir schnüren ein Entlastungs-
paket, das beispielhaft ist.“
Weitere Inhalte des rot-grü-

nen Entlastungspaketes für
Lehrkräfte Mit der Umstellung
auf das neue, moderne Abitur
nach 13 Jahren zum Schuljahr
2015/2016 haben die SchülerIn-
nen weniger Pflichtwochenstun-
den pro Jahrgang, weil die Ge-
samtstundenzahl bis zum Abitur
auf neun statt auf acht Jahre ver-
teilt wird, und weniger Klausu-
ren bis zum Abitur. Das verrin-

gert auch für die Lehrkräfte den
Korrekturaufwand und den
Druck erheblich.
Die Kerncurricula werden auf

die neue Schulzeitdauer ange-
passt, der Lehr- und Lernstoff
wird aber quantitativ nicht aus-
geweitet. Das bedeutetmehr Zeit
und weniger Stress sowohl für
die Schüler als auch für die Lehr-
kräfte.
Oberstufenkurse auf erhöh-

tem Niveau werden künftig fünf
statt vier Wochenstunden um-
fassen. Dadurch kann sich die
Anzahl der Kurse, in der die
Lehrkräfte eingesetzt werden,
verringern.
Der Einsatz für Ganztagsan-

gebote und für Förderangebote
wird voll auf die Unterrichts-
stundenverpflichtung der Lehr-
kräfte angerechnet, obwohl für
diese Angebote keine Korrek-
turzeiten anfallen. Dadurch
wird der Gesamtarbeitsauf-
wand für die Lehrkräfte verrin-
gert.
Der Fortbildungsetat für Leh-

rerinnen und Lehrer wird ver-
doppelt. Das Land investiert
dafür 14,5 Millionen Euro bis
2017. Kleinere Klassen: In der
Grundschule beträgt die
Höchstzahl künftig 26 Schüle-
rInnen (zuvor 28), im Sekun-
darbereich I an Realschulen
und Gymnasien 30 (vorher 32)
und an Oberschulen 28 (achter
Schuljahrgang). Die Investitio-
nen dafür im Schuljahr
2014/2015 betragen rund sechs
Millionen Euro (entspricht 120
Vollzeit-Lehrerstellen). Das
verringert für die Lehrkräfte
nicht nur den Stress, sondern
auch ihren Korrekturaufwand
bei Klassenarbeiten.

Auszeichnung für Übungsleiter
Der Vorsitzende des MTV
Bücken, Ehler Meyer, überreichte
kürzlich den Pluspunkt Gesund-
heit an die ausgezeichneten
Übungsleiterinnen Brunhilde
Struß, Ute Schulte und Kerstin
Mischok (von links). Die
Kursangebote zur Gesundheits-
prävention werden von Kranken-
kassen anerkannt und die
Teilnahme bezuschusst. DH

Gedenken an Opfer des Zweiten Weltkrieges
Am 1. August legte der Arbeits-
kreis Gedenken am Mahnmal
für die Opfer des Zweiten
Weltkrieges amWeserwall
Blumen zur Erinnerung an den
Warschauer Aufstand nieder. In
seinen Gedenkworten wies
Thomas Gatter auf die Vorbild-
funktion des Aufstandes hin.
Wehrhaftigkeit für die Demokra-
tie und Eintreten für die
Menschen- und Bürgerrechte
seien auch heute noch Lehren,
die man aus demWiderstand
gegen den Nationalsozialismus
ziehen müsse. DH
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In Kooperation mit dem
Land leisten die Sparkassen
auch in diesem Jahr einen
Beitrag zur Finanzierung
der sozialen Schuldnerbera-
tung. Gefördert wird eine
Vielzahl von Einrichtungen,
darunter die Schuldnerbera-
tung des Paritätischen Nien-
burg. Aus diesem Anlass
überreichte Wolfgang
Knust, Vorstandsvorsitzen-
der der Sparkasse Nienburg,
Schuldnerberater Lippel
jetzt einen Scheck über
6 200 Euro, die aus dem so-
zialen Rein-Ertrag der Lotte-
rie Sparen und Gewinnen
bereitgestellt werden.
Das Geld fließe in das

Budget für Personalkosten,
erklärt Lippel. Im Fall des
Paritätischen besteht dieses
lediglich aus dem Schuld-
nerberater selbst und einer
Bürokraft, die anteilsmäßig
Beratungen übernimmt. Ne-
ben Lippels Büro, gibt es im
gesamten Landkreis zwei
weitere Anlauf-stellen für
Verschuldete: eine Außen-
stelle der Sulinger Schuld-

kfbk_rod � báå=aêáííÉä=ÇÉê
ÇÉìíëÅÜÉå=e~ìëÜ~äíÉ=Ü~í
pÅÜìäÇÉåK=pçä~åÖÉ=Ç~ë=aÉÑáòáí
ãáí=oΩÅâò~ÜäìåÖÉå=~ìÑÖÉÑ~åJ
ÖÉå=ïáêÇI=áëí=Ç~ë=åçÅÜ=âÉáå
mêçÄäÉã=Ó=ã~å=ëéêáÅÜí=îçå=ÉáJ
åÉê=sÉêëÅÜìäÇìåÖI=ÇáÉ=îçå=ÇÉê
táêíëÅÜ~Ñí=ëçÖ~ê=ÖÉïçääí=áëíK
páÉ=íê~ÖÉå=òìê=k~ÅÜÑê~ÖÉëíÉáJ
ÖÉêìåÖ=ÄÉáK=cΩÜêí=ÇáÉëÉ=~ìÑJ
ÖêìåÇ=îçå=hê~åâÜÉáíÉå=çÇÉê
gçÄîÉêäìëí=~ÄÉê=áå=ÉáåÉ=åáÅÜí
ãÉÜê=~ìÑÑ~åÖÄ~êÉ=§ÄÉêëÅÜìäJ
ÇìåÖI=Ç~åå=ëáåÇ=ÉåíëéêÉÅÜÉåJ
ÇÉ=eáäÑÉëíÉääÉå=Éáå=ïáÅÜíáÖÉê
^åëéêÉÅÜé~êíåÉêK=fã=i~åÇâêÉáë
káÉåÄìêÖ=ÖÉÜ∏êí=Ç~òì=ÇáÉ
pÅÜìäÇåÉêÄÉê~íìåÖ=ÇÉë=é~êáí®J
íáëÅÜÉå=tçÜäÑ~ÜêíîÉêÄ~åÇÉëI
ÇáÉ=tçäÑÖ~åÖ=iáééÉä=ìåíÉêÜ®äíK

pé~êâ~ëëÉ=ìåÇ=m~êáí®íáëÅÜÉ=âççéÉêáÉêÉå=ÄÉá=cáå~åòÄÉê~íìåÖ=L=pÅÜÉÅâΩÄÉêÖ~ÄÉ

nerberatung in Stolzenau
und die Verbraucherhilfe in
der Kreisstadt.
Seit Ende 1985 bietet der

Paritätische eine speziali-
sierte Schuldnerberatung.
Seit 1999 ist die Beratungs-
stelle auch als für die Insol-
venzberatung geeignete
Stelle vom Land Niedersach-
sen anerkannt und wird
entsprechend gefördert. Da-
her dankte Wolfgang Lippel
der Sparkasse nun für die
kontinuierliche Förderung,
die für die Aufklärungs- und
Beratungstätigkeit der Ein-
richtung von erheblicher
Bedeutung ist. Er hoffe,
dass die Unterstützung
auch in den nächsten Jah-
ren fortgesetzt werde.
Das Verhältnis zu den ört-

lichen Kreditinstituten fin-
det Lippel gut: „Die Zusam-
menarbeit ist von gegensei-
tigem Vertrauen geprägt.
Die Mitarbeiter der Banken
weisen ihre Kunden auf un-
ser Angebot hin“, be-
schreibt Lippel einen Teil
der Kooperation. Auf der

anderen Seite würden
Schuldnerberatung und
Sparkasse eine gemeinsame
Finanzberatung anbieten.
„Die Leute sind meistens
froh, wenn wir uns ihren
Problemen annehmen“, hat
Lippel die Erfahrung ge-
macht, dass die freiwillige,
kostenlose und vertrauliche
Hilfe bei den Nienburgern
geschätzt wird.
Auch Sparkassen-Vor-

stand Knust unterstreicht,
dass sich die Zusammenar-
beit nicht allein auf die fi-
nanzielle Förderung be-
schränke. Häufig sei es im
Tagesgeschäft gelungen,
überschuldeten Kreditneh-
mern zu helfen. Auch die
Einrichtung von pfändungs-
geschützten Konten (P-Kon-
ten) sei seit vier Jahren Be-
standteil der Zusammenar-
beit.
Den Grund in Schulden

sieht Lippel weniger bei den
örtlichen Geldinstituten,
die Haushalte in die Über-
schuldung führen, – finan-
zielle Probleme resultierten

häufig aus generellem Ein-
kommensverlust und stän-
diger Einkommensarmut
durch Arbeitslosigkeit oder
geringer Bezahlung. Ver-
schärft würden diese Pro-
bleme durch eine teilweise
unverantwortliche Kredit-
vergabe überregionaler Ban-
ken sowie die vielfältigen
Möglichkeiten des Raten-
kaufs. Darüber hinaus wür-
den Schulden im Handy-
und Internetbereich nicht
nur bei Jugendlichen immer
mehr zunehmen.
„Es wird immer deutli-

cher, dass die finanzielle
Allgemeinbildung von Tei-
len der Bevölkerung stark
verbesserungsbedürftig ist“,
kritisiert Wolfgang Lippel
den bedenkenlosen Um-
gang mit Geld. Hier sei die
Bildungspolitik gefordert,
entsprechende Inhalte in
den Unterricht zu integrie-
ren. Er selbst könne auf-
grund geringer Mittel und
der personellen Situation
nur im kleinen Rahmen
Prävention bieten, erklärt
Lippel. Auf konkrete Anfra-
ge gebe er Vorträge, aber
ein langfristiges Angebot
„ist nicht möglich“.
Nachdem bereits die erste

Hälfte des neuen Berichts-
jahres vorbei ist, wagt Wolf-
gang Lippel abschließend ei-
nen ersten Rückblick: „Es
hat sich eigentlich nichts
geändert“, so sein Fazit. Das
bedeutet, dass Hilfesuchen-
de weiterhin etwas zwei
Wochen auf einen Termin
warten müssen. Im vergan-
genen Jahr kamen insge-
samt 132 Männer und Frau-
en in die Beratungsstelle,
die Hälfte davon auch über
einen längeren Zeit-
raum. � ~Äç
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500 Euro für die Nienburger Schuldnerberatung
Mit einer besonderen Spende
unterstützte kürzlich die
heimische Bundestagsabgeord-
nete Katja Keul (Bündnis90 /
Die Grünen) die Arbeit der
Schuldnerberatung des
Paritätischen Wohlfahrtsverban-
des. Der Scheck, den Schuldner-
berater Wolfgang Lippel
entgegennahm stellte der
Nienburger Beratungsstelle das
vollständige Honorar zur
Verfügung, das Keul von der
Deutschen Bank für einen

Vortrag bei derem „Institut für
Insolvenzrecht“ erhalten hatte.
Die Abgeordnete war im
Sommer zum 4. Norddeutschen
Insolvenzverwalterkongress als
Referentin eingeladen worden.
Vor 150 Teilnehmern hatte sie in
den Räumen der Deutschen
Bank Hannover einen Vortrag
über Gesetzesänderungen im
Bereich von Konzerninsolvenzen
und die Positionen der grünen
Bundestagsfraktion zu diesem
Thema gehalten. Damit Keuls

Wunsch umgesetzt wird, dass
dieses Geld nicht „nur den
Besitzer sondern gewisserma-
ßen auch die Seiten“ wechselt,
sicherte Lippel die vollständige
Verwendung der 500 Euro für
die Sachkosten der Insolvenzbe-
ratung zu. Schuldner- und
Insolvenzberatung führt der
Paritätische Wohlfahrtsverband
in seiner Geschäftsstelle in
Nienburg, Wilhelmstraße 15
durch. Die Telefonnummer
lautet (0 50 21) 97 45 15.

Laternenfest in Kindertagesstätte „Sim-Sala-Bim“
Wieder einmal gab es auf dem
Laternenfest in der Stolzenau
Kindertagesstätte „Sim-Sala-
Bim“ für die Kinder viel zum
Staunen. In der Abenddämme-
rung bei herrlichem, lauem
Herbstwetter trafen sich die
Kinder, Eltern, Angehörigen und
pädagogischen Fachkräfte aus
Kindergarten und Krippe – im
mit Lichtern und Lichterketten
geschmückten Außengelände
der Einrichtung, um dann
gemeinsam mit Laternen und
Fackeln durch die Gassen zu
ziehen. Musikalische Begleitung

gab es von Charly Dörfel aus
Stolzenau, der mit seinem
Dudelsack und im Schottenrock
pünktlich eintraf und gleich zu
Beginn mit einem Laternenlied
für Aufmerksamkeit sorgte. Dann
ging es los: die Kinder trugen
stolz ihre Laternen, die dem Gan-
zen eine stimmungsvolle
Atmosphäre gaben, die laute,
einzigartige Musik des Dudel-
sacks begleitete den Marsch und
die Frauen und Männer von der
Feuerwehr sorgten für Sicher-
heit. Zurück im Kindergarten
brannte bereits das Lagerfeuer

und heiße Getränke und Speisen
waren für das leibliche Wohl aller
kleinen und großen Menschen-
kinder eine Wohltat.Wie immer
war für die Kinder das Lagerfeu-
er und das dazugehörige
„Stockbrot backen“ ein beson-
derer Genuss. Ein Dank gilt allen
Helferinnen und Helfern – der
Feuerwehr, dem Dudelsackspie-
ler, den Eltern, Kindern und den
pädagogischen Fachkräften aus
Kindergarten und Krippe und
allen Menschen, die zu diesem
schönen Ereignis beigetragen
haben.

Leintorschüler packten Weihnachtspäckchen
Die Schüler der Klasse 4b der
Leintorschule hatten eine Idee.
Sie fragten die Lehrerin Dilek
Soysal: „Könnten wir päckchen
für die AktionWeihnachten im
Schuhkarton packen?“ „Das ist
eine super Sache“, antwortete die
Lehrerin. Kurzerhand erzählten
die Kinder von der Aktion zu
Hause. Am nächsten Tag,
brachten die 21 Schülerinnen und
Schüler Schuhkartons, allerlei
neue Kinderkleidung, Spielzeug,
Kuscheltiere, Hygieneartikel und
Süßigkeiten mit . Dilek Soysal war
begeistert von soviel Engagement
der Kinder. Am Freitag nutztedie
Lehrerin die Gelegenheit, statt
Englisch zu Unterrichten, die
Päckchen zu packen. In kurzer
Zeit entstanden so sieben
Päckchen, eines für ein Baby, drei
für Mädchen und drei für Jungen,
im Alter von sieben bis zehn
Jahren. Beim Verpacken hatten
alle viel Spaß und waren mit
Freude dabei. Nach der Schule
brachten die drei Kinderpaare
jeweils zwei bis drei Päckchen zu
den Annahme stellen. Die 21
Schüler und Lehrerin Soysal
waren glücklich, etwas Gutes
getan zu haben, und hoffen, den
Kindern damit eine kleine
Freunde zuWeihnachten bereiten
zu können.

Wen-Do-Kursus und Mädchenübernachtung
Gemeinsam mit dem Jugend-
haus Langendamm und in
Kooperation mit dem Fachdienst
Jugend und Sport vom Landkreis
fand ein Wen-Do-Kurs für
Mädchen mit Übernachtung im
Jugendhaus Nienburg statt. 13
Mädchen im Alter von zehn bis
13 Jahren lernten unter Anlei-
tung von Ira Morgan wie man
sich in „brenzligen“ Situationen
richtig verhält und welche
Techniken zur Selbstverteidi-
gung geeignet sind. In Rollen-
spielen wurden mögliche
Situationen nachgespielt bei
denen die Mädchen lernten nicht
provokative und deutliche Aussa-

gen wie „Geh weg!“ oder „Lass
mich in Ruhe!“, sowie Befrei-
ungsgriffe anzuwenden. Nach
einem langen und erfolgreichen
Tag schlüpften die Mädchen
noch in ihre Halloweenkostüme,
schminkten sich gruselig und
zogen mit „Süßes oder Saures“
um die Häuser. Abgerundet
wurde der Abend noch mit Pizza
und alkoholfreien Cocktails,
bevor es dann langsam ins Bett
ging, denn schließlich stand
noch einiges am nächsten Tag
auf dem Programm. Nach einer
kurzen Nacht wurde der
vergangene Tag reflektiert und
ging es gleich aktionsreich

weiter. Zum Ende durften die
Mädchen noch ein Brett
durchschlagen oder treten und
so ihre Kraft und Stärke
beweisen. Trotz der Ernsthaftig-
keit des Themas blieb der Spaß
nicht auf der Strecke – da waren
sich alle Mädchen einig. Die
Mitarbeiterinnen der Jugendhäu-
ser Brit Kupfer und Annette
Schreiner bedanken sich bei Ira
Morgan für einen tollen Kursus
sowie bei den Gleichstellungsbe-
auftragten der Stadt und des
Landkreises und beim Fach-
dienst Jugend und Sport für die
finanzielle Unterstützung und
gelungene Kooperation.

„Viele müssen mitmachen“
Fachtag „Inklusion“ des Landkreises klärt Fragen und setzt Impulse

Landkreis. Ein zündendes Im-
pulsreferat, Berichte aus der
Praxis und fachlicher Austausch
im Zwiegespräch – so sah das
Angebot beim Fachtag „Inklusi-
on – Kinder mit und ohne Be-
hinderung lernen gemeinsam“
des Landkreises nach Angaben
der Kreisverwaltung aus. Rund
60 Pädagogen aus Grund- und
Förderschulen sowie Fachkräfte
aus Kitas des Landkreises nah-
men an der Veranstaltung Mitte
November im Kreistagssaal teil.
„Mucksmäuschen still war es,

als der Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeut Fred Zie-
barth sehr ambitioniert aus sei-
ner 25-jährigen Erfahrung an
inklusiv arbeitenden Schulen
berichtete. „Kinder zeigen, wel-
che Rahmenbedingungen sie
brauchen“, lautete eine seine
Kernbotschaften. Es gehe nicht
darum, dass Einrichtungen ei-
nen Rahmen vorgeben, viel-

mehr müsse das Umfeld lernen,
wie mit den jeweiligen, indivi-
duellen Bedürfnissen der betrof-
fenen Kinder und Jugendlichen
umzugehen sei“, heißt es weiter.
Im Rahmen von Best-Practice

berichteten die pädagogischen
Fachkräfte Beate Lindenberg-
Bokowski und Gabriele Hasen-
pusch aus der „Kita Alpheide“
und Petra Kienast von der
„Grundschule Alpheide“ sowie
der Landesschulbehörde. Ein
besonderes Augenmerk war hier
die gezielte Übergangsgestal-
tung von Kindertagesstätte zu
Grundschule. Schon jetzt wird
in beiden Einrichtungen eine
enge inhaltliche, fachliche und
räumliche Zusammenarbeit un-
ter besonderer Berücksichti-
gung von Kindern mit Behinde-
rung gepflegt. Außerdem ging es
in den Ausführungen um die
praktische Umsetzung von In-
klusion im Schulbereich und

um diesbezügliche Aspekte der
Elternarbeit. Als Schulleiterin
einer Grundschule in Neustadt
referierte schließlich Maria
Strickmann anhand praktischer
Beispiele aus ihrer Schule zum
Thema Förderschulstunden in
Zusammenhang mit Inklusion.
„Inklusion gelingt am besten,

wenn möglichst viele mitma-
chen“, konstatiert Ulrike Deh-
mel, stellvertretende Leiterin
des Fachbereichs Jugend beim
Landkreis. In einer inklusiven
Gesellschaft sei es im Übrigen
normal, verschieden zu sein.
Damit Unsicherheiten und Vor-
behalte schwinden, möchte der
Landkreis auch weiterhin bei
diesem Thema am Ball bleiben.
So sei bereits eine nächste Ver-
anstaltung für die pädagogi-
schen Fachkräfte von Kinderta-
gesstätten aus dem Landkreis
für das kommende Jahr ge-
plant. DH

Startkapital gewinnen
Bei „Gründerwettbewerb – IKT Innovativ“ mitmachen

Landkreis.Der heimische Bun-
destagsabgeordnete Maik Beer-
mann (CDU) weist auf den
„Gründerwettbewerb – IKT In-
novativ“ des Bundesministeri-
ums für Wirtschaft und Energie
(BMWi) hin: „Dieser Wettbe-
werb bietet interessierten Exis-
tenzgründern in der zweiten
Ausschreibungsrunde 2014 noch
bis zum 30. November die Mög-
lichkeit, innovative Ideenskiz-
zen aus dem Bereich Informati-
ons- und Kommunikationstech-
nologien (IKT) einzureichen“,
so Beermann.
Als Gewinn winken profes-

sionelle Coachings für die Um-
setzung der Unternehmensidee.
Zusätzlich erhalten bis zu sechs
Start-ups Hauptpreise – 30000
Euro dienen dabei als Startkapi-
tal. Das BMWi vergibt außer-
dem bis zu fünfzehn weitere
Preise, die mit jeweils 600 Euro
dotiert sind.

Einen nicht zu unterschätzen-
den Gewinn würden jedoch alle
Teilnehmer des Gründerwettbe-
werbs erzielen: „Jede eingereich-
te Ideenskizze erhält eine Be-
wertung, in der Stärken, Schwä-
chen, Chancen und Risiken der
Geschäftsidee festgehalten sind“,
fast BeermanndieWettbewerbs-
modalitäten zusammen.
Beermann betont, dass

Deutschland durch politisches
und wirtschaftliches Engage-
ment zu einem starken Standort
für Gründungen junger Unter-
nehmen werden müsse. Die
CDU/CSU-Fraktion verfolgt ei-
nen umfassenden Startup-An-
satz, der auf Gründergeist,
Wachstum und Internationali-
sierung setzt, damit sich gute
Geschäftsideen am Markt etab-
lieren können.
Als Mitglied des Ausschusses

für „Digitale Agenda“ freut
Beermann sich in diesem Jahr

besonders über die Auslobung
des Sonderpreises „Mobiles In-
ternet der Dinge“. Der von Intel
gestiftete Sonderpreis ist eben-
falls mit 6000 Euro dotiert und
fördert Gründungsideen, die
das Internet der Dingemit inno-
vativen Ansätzen energieeffi-
zienter gestalten. Erfolgsent-
scheidend sind vor allem niedri-
ge Herstellungskosten, Sicher-
heit, eine einfache Handhabung
und hohe Verfügbarkeit.
BeimGründerwettbewerb be-

werben können sich alle Exis-
tenzgründer, deren Produkte
auf Informations- und Kommu-
nikationstechnologien basieren.
Voraussetzung für eine Teilnah-
me ist die Ausarbeitung eines
Gründungskonzepts in Form ei-
ner zehn- bis fünfzehnseitigen
Ideenskizze.
Informationen sowie die Teil-

nahmebedingungen unter
www.gruenderwettbewerb.de.
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Der Paritätische Wohlfahrtsverband Niedersachsen e.V. ist einer der 

sechs Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege in Niedersach-

sen. Er unterhält in allen kreisfreien Städten und den meisten Land-

kreisen Geschäftsstellen, in denen vielfältige praktische Sozialarbeit 

geleistet wird. Der Paritätische Nienburg ist eine davon. 

 

Außerdem hat der Verband zur Förderung der Mitgliedsorganisatio-

nen und der fachlichen Arbeit 27 Fachbereiche und Arbeitskreise zu 

den unterschiedlichsten sozialen Themen gebildet. Der Fachbereich 

für Soziale Psychiatrie und der Arbeitskreis Schuldnerberatung wer-

den von Mitarbeitern des Paritätischen Nienburg hauptamtlich be-

treut. 

 

Die mittlerweile mehr als 800 Mitglieder des Verbandes sind juristi-

sche Personen (meistens eingetragene Vereine), die als gemeinnüt-

zig anerkannt sind. Bei Mitgliederversammlungen hat jedes Mitglied, 

unabhängig von seiner Größe und Mitgliederzahl, eine Stimme. Diese 

Gleichberechtigung und Rechtsgleichheit bezeichnet man als ‚paritä-

tisch‘, daher die Namensgebung des Verbandes. 



 
 

 

Weitere Dienstleistungen des 

Paritätischen Nienburg: 

 

 

Ambulanter Pflegedienst in der Stadt Nienburg und den 

Samtgemeinden Heemsen und Steimbke sowie in den Or-

ten Husum, Schessinghausen und Bolsehle 

 

Essen auf Rädern 

 

Kontakt- und Beratungsstelle für Selbsthilfegruppen 

(KIBIS) 

 

Fachstelle für Sucht und Suchtprävention 

 

Beschäftigungs-, Integrations- und Betreuungsprojekte 

 

 

www.nienburg.paritaetischer.de 




